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Kreis Lippe 
 
467 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
 
Der landwirtschaftliche Betrieb Bernd Böke, Wentorf 7, 
32689 Kalletal, beantragt die Genehmigung gemäß §§ 
4/10/19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
für die Errichtung und den Betrieb / Erweiterung einer An-
lage zum Halten oder zur Aufzucht von Mastschweinen in 
32689 Kalletal, Gemarkung Westorf, Flur 1, Flurstücke 18, 
19, 20. 
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP-pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 7.7.3 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des 
UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der beteiligten Träger öffentli-
cher Belange wurde festgestellt und entschieden, dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen nach den in der Anlage 2 des UVPG genannten 
Schutzkriterien zum Standort des Vorhabens nicht zu er-
warten sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht an-
fechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
 
„Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen“ abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Depping 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
468 Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

(10 LZG NRW)  
 Hier: Ordnungsverfügung zur Durchführung 

einer Feuerstättenschau (Wolfgang Tritt) 
 
Der Kreis Lippe (Team 320.1/ Schornsteinfegerangelegen-
heiten) stellt mit dieser Bekanntmachung ein Schriftstück 
(Verfügung vom 27.10.2016, Aktenzeichen: 2.1/24-03/DV-
FSS, Duldungsverfügung zur Durchführung einer Feuer-
stättenschau am 25.11.2016 um 10:00 in 32689 Kalletal, 
Varenholzer Str.6 unter Erhebung einer Verwaltungsgebühr 
in Höhe von 100 € sowie der Androhung von Zwangsgeld 
in Höhe von 500 € ) an Herrn Wolfgang Tritt, letzte bekann-
te Anschrift: Varenholzer Str.6, 32689 Kalletal gem. §10 
LZG NRW öffentlich zu. Wegen des unbekannten Aufent-
haltes der vorgenannten Person ist eine Zustellung auf an-
dere Art nicht möglich.  
 
Das Schriftstück kann beim Kreis Lippe, Team 320.1, Felix-
Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold während der Öffnungs-
zeiten Montags bis Donnerstags 09:00-15:00 Uhr sowie 
Freitags 09:00-12:00 Uhr in Raum 235 eingesehen werden. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. 
 
Detmold, den 27.10.2016 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Team 320.1/ Ordnung 
Im Auftrag 
 
 
Schisanowski 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
 
 
 
469 Genehmigung nach § 68 Absatz 2 Wasser-

haushaltsgesetz zur Naturnahen Umgestaltung 
der Salze im Kurpark Bad Salzuflen der Stadt 
Bad Salzuflen 

 hier:     Notwendigkeit einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung; Standortbezogene Vorprü-
fung des Einzelfalls nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
24.2.2010 (BGBl. I S. 94) in der z. Z. gültigen 
Fassung 

 
Die Stadt Bad Salzuflen, hat gemäß des § 68 des Geset-
zes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz -WHG-) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der 
z.Z. gültigen Fassung in Verbindung mit dem § 100 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deswassergesetz -LWG-) vom 25.06.1995 (GV NRW Seite 
926) in der z. Z. gültigen Fassung die Genehmigung für 
folgendes Vorhaben beantragt: 
 

Naturnahe Umgestaltung der Salze im Kurpark 
Bad Salzuflen in der Gemarkung Bad Salzuflen, 
Flur 22, Flurstück 754 der Stadt Bad Salzuflen 
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Die beantragte Genehmigung umfasst die Neuverlegung 
der Salze auf rund 70 Metern, die Verfüllung  
eines Teilverlaufes der Salze, die Herstellung der ökologi-
schen Durchgängigkeit durch Erstellung  
von drei Sohlgleiten und die Entfernung von Ufermauern 
beidseits der Salze im Kurpark der Stadt Bad  
Salzuflen von Gewässerstation km 1+250 bis Gewässer-
station km 1+600. 
 
Durch die Neuprofilierung wird die Lauflänge der Salze in 
diesem Abschnitt verlängert und das Sohl- 
gefälle somit reduziert. Des Weiteren wird durch die Her-
stellung der ökologischen Durchgängigkeit die  
fischökologische Anbindung der unterbrochenen Gewäs-
serabschnitte der Salze wieder hergestellt. 
 
Negative Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind 
durch die Maßnahme nicht zu erwarten.       
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Vorhaben gemäß § 
3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94) in der z. Z. gülti-
gen Fassung – nach Anlage 1 Nr. 13.18.2 - einer standort-
bezogenen Vorprüfung des Einzelfalls unterzogen wurde. 
Nach Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund 
überschlägiger Prüfung sind erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen durch das Vorhaben nicht zu erwarten. 
Auf die Erstellung einer Umweltverträglichkeitsstudie wird 
daher verzichtet. 
 
Diese Entscheidung wird gemäß § 3a UVPG hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.  
 
Detmold, den   03.11.2016 
 
Kreis Lippe  
Der Landrat 
Fachbereich 4 Umwelt und Energie 
Untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
 
 
gez. Kuhlemann 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
470 Benutzungssatzung für die Inanspruchnahme 

von Unterkünften für Personen, zu deren Un-
terbringung die Stadt Bad Salzuflen gesetzlich 
verpflichtet ist 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
28.09.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
I. Teil: Benutzungssatzung 
 

§ 1 Zweck und Rechtsnatur 
 

(1) Die Stadt Bad Salzuflen betreibt für Personen, zu 
deren Unterbringung sie gesetzlich verpflichtet ist 
(Benutzer), insbesondere für Obdachlose, Asylbe-
werber und sonstige Flüchtlinge, Unterkünfte in ver-
schiedenen Gebäuden oder Gebäudeteilen als öf-
fentlich Einrichtung. 

 
(2) Diese Unterkünfte sind nicht für eine dauernde 

Wohnnutzung bestimmt, sondern dienen lediglich 
dazu, Personen, die erkennbar nicht fähig sind sich 
selbst eine geeignete Unterkunft zu beschaffen oder 
für deren Unterbringung eine gesetzliche Verpflich-
tung der Stadt besteht, eine Unterbringung zu ge-
währen. 

 
(3) Die unterhaltenen Obdachlosenunterkünfte und 

Übergangsheime für ausländische Flüchtlinge sind 
der jeweils aktuellen Fassung der Satzung über die 
Errichtung und Unterhaltung von Obdachlosenun-
terkünften und Übergangsheimen für ausländische 
Flüchtlinge der Stadt Bad Salzuflen zu entnehmen. 

 
(4) Die Stadt Bad Salzuflen kann, sofern ein dringendes 

Bedürfnis besteht, weitere Unterkünfte anmieten, er-
richten oder gegebenenfalls schließen. 

 
(5) Solange die Unterkünfte dem Satzungszweck ent-

sprechend genutzt werden, sind sie Teile der öffent-
lichen Einrichtung. Während dieser Zeit ist die Sat-
zung anzuwenden. 

 
§ 2 Benutzungsverhältnis 

 
(1) Durch die Aufnahme in eine Unterkunft wird ein öf-

fentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis begründet. 
Es beginnt mit der schriftlichen Einweisungsverfü-
gung im Obdach (in Eilfällen kann diese vorab auch 
mündlich erfolgen) und durch die direkte Unterbrin-
gung in ein Übergangsheim für ausländische Flücht-
linge durch einen Mitarbeiter der Stadt Bad Salzuf-
len. 

 
 
 
 
 
 

 
(2) Ein Rechtsanspruch auf eine bestimmte Unterkunft, 

eine bestimmte Anzahl von Räumen oder einen be-
stimmten Unterkunftsstandard besteht nicht. Einzel-
personen gleichen Geschlechts können in eine ge-
meinsam zu nutzende Unterkunft bzw. ein gemein-
sames Zimmer eingewiesen werden. 

 
(3) Es ist nicht gestattet, eine Unterkunft oder einzelne 

Räume darin, ohne Einweisungsverfügung oder oh-
ne direkte Unterbringung zu beziehen. Die Einwei-
sungsverfügung und direkte Unterbringung be-
stimmt und begrenzt das Benutzungsrecht. 

 
(4) Die Stadt Bad Salzuflen kann dem Benutzer jeder-

zeit eine andere Unterkunft zuweisen.  
 

§ 3 Benutzungsrecht 
 

(1) Die als Unterkunft überlassenen Räume dürfen nur 
von den zugewiesenen Personen und nur zu Wohn-
zwecken genutzt werden. Eine gewerbliche Nutzung 
ist nur mit ausdrücklicher und schriftlicher Geneh-
migung der Stadt zulässig. 

 
(2) Tierhaltung ist in den Unterkünften untersagt. Wer-

den trotz des Tierhaltungsverbots Tiere in die Un-
terkunft eingebracht, ist die Stadt berechtigt, diese 
auf Kosten des Benutzers zu entfernen bzw. entfer-
nen zu lassen. 

 
(3) Die Benutzer der Unterkünfte sind nicht berechtigt, 

andere Personen in die Unterkunft aufzunehmen. 
 
(4) Die Benutzer der Obdachlosenunterkünfte sind ver-

pflichtet, sich laufend um anderweitige Unterkünfte 
zu bemühen. Für die Benutzer der Übergangsheime 
für ausländische Flüchtlinge trifft dieses zu, sobald 
der ausländerrechtliche Status eine Unterbringung 
auf dem freien Wohnungsmarkt zulässt und/oder ei-
ne schriftliche Auszugsaufforderung seitens der 
Stadt erfolgt ist. Die Bemühungen sind auf Verlan-
gen durch Vorlage geeigneter Belege nachzuwei-
sen. 

 
(5) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft 

und dem überlassenen Zubehör dürfen ohne aus-
drückliche Zustimmung der Stadt nicht vorgenom-
men werden. Ohne Zustimmung vorgenommene 
Veränderungen kann die Stadt auf Kosten des Be-
nutzers beseitigen und den früheren Zustand wieder 
herstellen lassen. 

 
(6) Die Benutzer sind verpflichtet, die Stadt unverzüg-

lich über jegliche Schäden am Äußeren und Inneren 
der Räume in der zugewiesenen Unterkunft zu un-
terrichten. 

 
§ 4 Nutzungseinschränkung 

 
(1) Die Stadt kann jederzeit das Benutzungsrecht ein-

schränken oder in sonstiger Weise Belegungsände-
rungen innerhalb der Unterkünfte vornehmen. Ins-
besondere kann jederzeit die Verlegung von einer 
Unterkunft in eine andere oder der Einzug einzelner 
Räume angeordnet und ggf. gegen den Willen des 
Benutzers durchgeführt werden wenn 
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a) dies zur besseren Auslastung der Belegungska-

pazitäten oder aus anderen organisatorischen 
Gründen notwendig ist, 

b) wiederholt Störungen anderer Benutzer oder 
Wohnungs- oder Grundstücksnachbarn erfolgt 
sind, 

c) eine Unterbelegung der Unterkunft eingetreten 
ist, 

d) die Räumung für Bau- oder Renovierungsarbei-
ten notwendig wird, 

e) die Gebühren nicht oder nicht rechtzeitig entrich-
tet werden, 

f)    eine gewerbliche, nicht genehmigte Tätigkeit 
dadurch unterbunden werden kann, 

g) nach § 1 Abs. 3 bis Abs. 5 dieser Satzung in An-
spruch genommenen Räume für die Stadt Bad 
Salzuflen nicht mehr zur Verfügung stehen oder 

h) eine nachgewiesene zumutbare Wohnung nicht 
angenommen wird. Zumutbar ist eine Wohnung, 
die nach Größe, Ausstattung und Miete im Ein-
zelfall angemessen ist. 

 
§ 5 Beendigung des Nutzungsverhältnisses 

 
(1) Das Nutzungsrecht für eine zugewiesene Unterkunft 

endet außer durch Tod mit dem Eintreten einer der 
folgenden Voraussetzungen: 

 
a) Auszug des Benutzers oder Aufgabe der Nut-

zung 
b) Nichtbezug innerhalb von 7 Tagen nach Einwei-

sung 
c) Zweckentfremdete Nutzung (z.B. Abstellen des 

Hausrates) 
d) Nichtaufhalten in den zugewiesenen Räumen 

von länger als einem Monat (Krankenhausauf-
enthalt ausgenommen). Der Aufenthalt schließt 
regelmäßiges Nächtigen ein. 

e) Gleichzeitige Nutzung einer anderen Wohnung. 
 

(2) Der Benutzer hat bei Beendigung des Benut-
zungsrechts die Unterkunft zu räumen und alle 
nicht zur Ausstattung gehörenden Gegenstände 
unverzüglich zu entfernen.  

 
Kommt der Benutzer dieser Pflicht nicht nach oder 
ist sein Aufenthalt nicht bekannt, kann die Stadt 
die Unterkunft räumen, Gegenstände von Wert 
verwahren und in Türen neue Schlösser ein-
bauen. Die Stadt haftet nicht für den Zustand der 
Verschlechterung oder den teilweisen oder voll-
ständigen Verlust solcher Gegenstände.  

 
Die Verpflichtung der Stadt zur Verwahrung von 
Gegenständen aus Unterkünften besteht grund-
sätzlich nur für den Zeitraum von vier Wochen. 
Danach können Gegenstände der Verwertung im 
Sinne des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG NRW) vom 
13.05.1980 (GV. NRW. S. 510) in der jeweils gül-
tigen Fassung zur Deckung von rückständigen 
Nutzungsgebühren bzw. Räumung- oder Ver-
wahrkosten zugeführt werden. 

 
 
 
 
 

 
(3) Die entstehenden Kosten für die Räumung der Un-

terkunft, für nicht zurückgegebene Schlüssel, aus-
gewechselte Schlösser, Reparatur von entstande-
nen Schäden und die Verwahrung von Gegenstän-
den sind vom Benutzer zu tragen. Sie werden durch 
Leistungsbescheid festgesetzt.  

 
(4) Die Unterkunft ist besenrein und mit dem ursprüng-

lich zur Verfügung gestellten Inventar zurückzuge-
ben. 

 
§ 6 Ordnung in der Unterkunft 

 
(1) Die Benutzer sind verpflichtet, die ihnen zugewiese-

nen Räume sowie die mitbenutzten Gemeinschafts-
einrichtungen und die zu den jeweiligen Unterkünf-
ten gehörenden Außenbereiche in einem ordnungs-
gemäßen Zustand zu erhalten. Nach Beendigung 
des Benutzungsverhältnisses sind die Räume in 
dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei Beginn 
übernommen worden sind. 

 
(2) Durch die Zuweisungsverfügung werden dem Be-

nutzer die der Stadt obliegenden ortsrechtlichen 
Verpflichtungen übertragen. Dies gilt insbesondere 
für die Streu- und Schneeräumpflicht sowie die all-
gemeinen Straßenreinigungspflichten. Die Übertra-
gung ist in der Verfügung auszusprechen. Die Stadt 
haftet nicht für Schäden, die durch Verletzung der 
vorgenannten Pflichten entstehen. 

 
(3) Die Benutzer sind verpflichtet, sämtliche Handlun-

gen zu unterlassen, durch die gegen die Brand-
schutzbestimmungen der Bauordnung NRW versto-
ßen wird und durch die ein Brand in den Unterkünf-
ten, den Gemeinschaftseinrichtungen sowie auf den 
dazugehörigen Freiflächen entstehen kann. In den 
Unterkünften, den Gemeinschaftseinrichtungen so-
wie auf den Freiflächen darf nicht mit offenem Feuer 
und Licht hantiert werden. Offene Feuerstellen und 
der Betrieb von Grillgeräten sind verboten, es sei 
denn, es wurden von der Stadt speziell zu diesem 
Zweck zu nutzende Flächen eingerichtet. Leicht 
brennbares Material darf weder in den Unterkünften 
noch in den Gemeinschaftseinrichtungen und auf 
den Freiflächen gelagert werden.  

 
(4) Entstehen durch die Nichtbeachtung der Brand-

schutzbestimmungen und der allgemeinen Sicher-
heitsmaßnahmen Schäden an und in der Unter-
kunft, den Gemeinschaftseinrichtungen sowie auf 
den dazugehörigen Freiflächen, so haben die Be-
nutzer hierfür Ersatz zu leisten. Eine strafrechtliche 
Verfolgung bleibt hiervon unberührt. 

 
(5) Eingebrachte Geräte haben sämtlichen technischen 

Bestimmungen zur Verhinderung von Unfällen und 
Bränden zu entsprechen. Diese müssen insbeson-
dere gegen Überspannung gesichert sein und das 
GS-Zeichen tragen. Bei Zuwiderhandlungen werden 
diese Geräte auf Kosten der Benutzer entfernt. 
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(6) Die Benutzer der Unterkünfte haben aufeinander 

Rücksicht zu nehmen und die Einrichtung ein-
schließlich aller überlassenen Gegenstände sach-
gemäß zu behandeln.  

 
Den Anordnungen der Bediensteten der Stadt oder 
den durch die Stadt beauftragten Dritten (z.B. 
Wachdienste) ist unbedingt Folge zu leisten.           

 
Die Benutzer haben sich um ein verträgliches Zu-
sammenleben zu bemühen und die nachfolgenden 
Regeln zu beachten. Sie haben insbesondere auch 
als Erziehungsberechtigte ihre Kinder entsprechend  
 
auf diese Regeln hinzuweisen und zu beaufsichti-
gen.  

 
Gegenüber den Nachbarn haben die Benutzer 
Rücksicht zu nehmen und durch ihr Verhalten kei-
nen Anlass zu Beschwerden zu geben. 

 
(7) Diese Ordnung ist auch für Besucher bindend. Bei 

Verstößen gegen die Ordnung in den Unterkünften 
kann diesen Besuchern ein Hausverbot erteilt wer-
den. Die strafrechtliche Verfolgung bleibt hiervon 
ebenso unberührt wie Ansprüche auf Schadenser-
satz. 

 
(8) Wer, ohne in eine Unterkunft eingewiesen worden 

zu sein, sich dort regelmäßig oder wiederholt auf-
hält, kann Hausverbot für alle Unterkünfte erhalten. 
Die strafrechtliche Verfolgung bleibt hiervon unbe-
rührt. 

 
(9) Ruhestörungen in jeder Form sind im Interesse der 

Hausgemeinschaft zu vermeiden. Insbesondere die 
Nachtruhe (von 22.00 Uhr bis 7:00 Uhr) ist einzuhal-
ten.  
Ausgewiesene Benutzungszeiten in den zu den Un-
terkünften gehörenden Außenbereichen sind einzu-
halten (z. B. Spiel-, Bolz- und Grillplätze).  
 

(10) Türschlüssel, insbesondere Wohnungsschlüssel, 
sind sorgfältig aufzubewahren und dürfen weder an 
Dritte weitergegeben, noch ohne Einverständnis der 
Stadt Nachschlüssel angefertigt werden. 

 
(11) Die Unterkunft ist in sauberem Zustand zu halten 

und ausreichend zu lüften. Das Lüften im Winter 
darf nicht zu Frostschäden führen. 

 
(12) Versorgungsleitungen, wie z.B. Gas- und Wasserlei-

tungen und die dazu gehörenden Ausstattungsgerä-
te, wie Zähler etc., sind sachgemäß zu behandeln. 
Bei Frost sind diese und sonstige frostgefährdete 
Anlagen in der Unterkunft und in den Gemein-
schaftseinrichtungen von den Benutzern vor dem 
Einfrieren zu schützen. 

 
(13) Hausmüll und Abfälle sonstiger Art sind entspre-

chend den in der Stadt Bad Salzuflen geltenden 
Bestimmungen zu beseitigen. 

 
Die Lagerung von Müll und Abfällen sonstiger Art in 
den Unterkünften, den Gemeinschaftseinrichtungen 
und auf den Grundstücken ist verboten. Defekte 
und/oder abgemeldete Kraftfahrzeuge, Wohnwa-
gen, KfZ-Teile, sowie nicht gebrauchsfähige  

 
Fahrräder, Kühlschränke, Waschmaschinen, Kin-
derwagen usw. dürfen weder auf dem Grundstück 
der Unterkunft noch in den Unterkünften sowie in 
den dazugehörenden Gemeinschaftseinrichtungen 
abgestellt und gelagert werden. Diese Gegenstände 
sind entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
durch die Benutzer und auf deren Kosten zu entsor-
gen.  

 
Bei Abholung von Sperrmüll sind nur solche Gegen-
stände an die Straße zu stellen, die in den Sperr-
müll gehören. Verunreinigungen nach Abholung des 
Sperrmülls sind von den Benutzern zu entfernen. 

 
(14) Brennmaterial wie Kohle und Holz darf nicht in der 

Unterkunft gelagert oder zerkleinert werden, son-
dern an besonders bezeichneten Stellen auf dem 
Grundstück der Unterkunft. In den zugewiesenen 
Räumen darf Brennmaterial nur in kleinen Mengen 
aufbewahrt werden, soweit dies für den durch-
schnittlichen täglichen Bedarf erforderlich ist. 

 
(15) Die Verpflichtungen sind von dem Benutzer zu erfül-

len. Werden eine Unterkunft oder sonstige Einrich-
tungen gemeinschaftlich genutzt, so sind alle Be-
nutzer als Gesamtschuldner verantwortlich. 

 
§ 7 Zutrittsrecht 

 
(1) Das Hausrecht in den Unterkünften wird durch die 

Stadt ausgeübt, vertreten durch Bedienstete oder 
beauftragte Dritte durch die Stadt. Den Anweisun-
gen dieser Bediensteten oder Beauftragten ist Folge 
zu leisten. 

 
(2) Die Benutzer der Unterkünfte sind verpflichtet, Be-

dienstete der Stadt oder von ihr beauftragten Dritten 
jederzeit Zutritt zur Unterkunft und den Gemein-
schaftseinrichtungen zu gewähren. Dies gilt insbe-
sondere zur Kontrolle der Belegung sowie des Zu-
standes des Unterkünfte und der Gemeinschaftsein-
richtungen, zur Ausführung von Reparaturen und 
Instandsetzungen und zur Ermittlung von ver-
brauchsabhängigen Nebenkosten. 

 
§ 8 Haftung für Schäden 

 
(1) Die Benutzer haften für alle Schäden, die in den 

überlassenen Räumen und in den einzelnen oder 
gemeinschaftlich benutzten Einrichtungen durch ei-
gene Handlung oder Unterlassung der in ihrer Ge-
meinschaft lebenden Personen oder durch Gäste 
verursacht werden. Die Benutzer haben zu bewei-
sen, dass ein Verschulden nicht vorgelegen hat. 

 
(2) Die Haftung Dritter wird hier nicht berührt. Für Per-

sonen- und Sachschäden, die den Benutzern der 
Unterkünfte, den in ihrer Gemeinschaft lebenden 
Personen oder ihren Gästen durch Dritte zugefügt 
werden, haftet die Stadt Bad Salzuflen nicht. 

 
(3) Forderungen aufgrund der Haftung gemäß Absatz 1 

werden im Verwaltungszwangsverfahren nach Leis-
tungsbescheid beigetrieben. 

 
(4) Schäden an der zugewiesenen Unterkunft (innen 

und außen) oder am Zubehör sind der Stadt Bad 
Salzuflen vom Benutzer unverzüglich mitzuteilen.   
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II. Teil Schlussbestimmungen 
 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 7 Absatz 2 GO 
NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
a) entgegen § 2 Absatz 1 und 3 ohne vorherige 

Einweisung eine Obdachlosenunterkunft bezieht 
oder sie nach Aufforderung nicht verlässt. 

b) nach § 3 Absatz 2 bis 6, § 4 und § 5 Abs. 2 Satz 
1 auferlegten Pflichten nicht nachkommt, 

c) die nach §§ 6, 7 und 8 Abs. 1 geltenden Vor-
schriften nicht einhält. 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer 

Geldbuße geahndet werden.  
Die Verfolgung und Ahndung richtet sich nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 
19.02.1987(BGBl. I S. 602) in der jeweils gültigen 
Fassung.  

 
§ 10 Anwendung des Ordnungsbehördengesetztes 

 
Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht 
befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, können 
nach § 55 in Verbindung mit den §§ 57 folgende des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der jeweils geltenden Fassung ein Zwangs-
geld, die Ersatzvornahme und unmittelbarer Zwang ange-
ordnet und festgesetzt werden. 
 

§ 11 Inkrafttreten 
 
Die Benutzungssatzung für die Inanspruchnahme der Un-
terkünfte von Personen, zu deren Unterbringung die Stadt 
Bad Salzuflen gesetzlich verpflichtet ist, tritt am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 25.10.2016 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
Roland Thomas 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Benutzungssatzung für die Inanspruch-
nahme von Unterkünften für Personen, zu deren Unterbrin-
gung die Stadt Bad Salzuflen gesetzlich verpflichtet ist“ 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 25.10.2016 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Stadt Barntrup 
 
471 Bekanntmachung der Haushaltssatzung der 

Stadt  Barntrup für das Haushaltsjahr 2016 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Barntrup für das Haus- 

haltsjahr 2016 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, hat der Rat der Stadt Barntrup am 05.07.2016 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendige Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf             20.276.862,00 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
                21.456.910,00 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit                         18.394.919,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit                        18.629.607,00 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätig-
keit auf                                                        2.843.400,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstä-
tigkeit auf                                                    3.689.150,00 € 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                                           847.450,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                                           853.000,00 € 
 
festgesetzt. 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2016 erforderlich ist, wird auf  
 

845.750,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf  
 

4.195.950,00 € 
 
festgesetzt.  
 
 
 

 
§ 4 

 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 

1.180.048,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2016 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf  

15.000.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grund-
steuer A)                 240 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)  460 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer:  
auf      440 v.H. 
 
Bemerkung: Die Steuersätze für die Gemeindesteuern 
wurden in einer Hebesatzsatzung am 12.12.2014 vom Rat 
der Stadt Barntrup verabschiedet. Insofern hat die Angabe 
in der Haushaltssatzung deklaratorische Bedeutung.  
 

§ 7 
 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalts-
ausgleich im Jahre 2021 wieder hergestellt. Die im Haus-
haltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaß-
nahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans um-
zusetzen. 
 

§ 8 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  
Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie im Einzelfall mehr als 15.000,00 € betragen.   
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 10.000,00 € überschreiten, davon ausge-
nommen sind die internen Leistungsverrechnungen und 
bilanzielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresab-
schlusses.  
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Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
NKF sowie finanzneutrale Mittelumschichtungen zwischen 
den Organisationsbereichen, die bei Strukturänderungen 
der Verwaltung und im Bereich der Personalwirtschaft er-
forderlich werden. Unerheblich sind ebenso alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
aus finanzstatistischen Gründen für die finanzneutrale 
Änderung von Sachkonten erforderlich werden. 
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 10.000,00 € betragen.   
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 5.000,00 € betragen.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis zu 
bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 2.500,00 €.  
 

§ 9 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Produkte/Produktleistungen, mit Ausnahme  
 
- der Verfügungsmittel  
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z.B. bilanziel-

le  
Abschreibungen, interne Leistungsverrechnungen etc.) 

- der Personalaufwendungen und -auszahlungen 
- der Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsaufwendungen  

und -auszahlungen 
 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO beste-
hen. Das Gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit. Die Personalaufwendungen 
und –auszahlungen sowie die Unterhaltungs- und Bewirt-
schaftungsaufwendungen und -auszahlungen werden für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlungen / Auszah-
lungen innerhalb der kostenrechnenden Einrichtungen 
werden zu jeweils gesonderten Budgets verbunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summen der Erträge und 
die Summen der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich.  
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil 
des Finanzplanes gelten die Veranschlagungen auf den  
„Produkt- und Auftragssachkonten“. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 10 

 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, zunächst nicht festgesetzt. Grund-
sätzlich werden alle Investitionsmaßnahmen ausgewiesen.   
 

§ 11 
 

Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: 
Die Stelle entfällt beim Ausscheiden des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: 
Die Stelle ist nach Ausscheiden des Stelleninhabers um-
zuwandeln. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Barntrup mit 
ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist gemäß § 80 Absatz 5 
GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 04.08.2016 
angezeigt worden. Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erfor-
derliche Genehmigung der Verringerung der allgemeinen 
Rücklage ist vom Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 25.10.2016 erteilt wor-
den. 
 
Der Haushaltsplan liegt während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (montags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 17.00 Uhr, dienstags – donnerstags von 7.30 
Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) zur Einsichtnahme im Rathaus, 
Finanzabteilung, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 13, 32683 
Barntrup, öffentlich aus und ist unter der Adresse 
www.barntrup.de im Internet verfügbar. Die Möglichkeit der 
Einsichtnahme besteht bis zur Verabschiedung des folgen-
den Haushaltsplanes (§ 80 Abs. 6 i.V.m. § 96 Abs. 2 GO 
NRW). 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 
fehlt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvor- 
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Barntrup, 27.10.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
(Kuhs)  

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
 
 
 
472 Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup zum 31.12.2015 
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat am 13.09.2016 den Jahres-
abschluss und den Lagebericht zum 31.12.2015 festgestellt 
und über die Gewinnverwendung wie folgt beschlossen: 
 
„Der Gewinn in Höhe von 22.602,39 € soll in eine zweck-
gebundene Rücklage für zukünftige Investitionen einge-
stellt werden.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwaltungs-
gebäude Rathaus, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 15 a, 32683 
Barntrup, zur Einsichtnahme während der Dienststunden 
aus. 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW: 
 
„Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes Wasserwerk der Stadt 
Barntrup. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2015 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Concunia GmbH, Münster, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 02.08.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2015  geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung 
dieser Unterlagen nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften, den landesrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Un-
sere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-
geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung sowie über 
den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung  nach § 106 GO 
NRW und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den  

 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Ei-
genbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des Eigenbetriebes sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz-  und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich.“ 
 
Herne, den  07.10.2016 
GPA NRW  
Im Auftrag 
 
gez. Matthias Middel 
 
Bekanntmachung 
 
Der Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt Barn-
trup für das Geschäftsjahr 2015 sowie der Prüfungsver-
merk der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen in 
Herne vom 07.10.2016 werden gem. § 16 der Hauptsat-
zung der Stadt Barntrup vom 12. November 2009 in der 
z.Z. geltenden Fassung i.V. mit § 26 Abs. 3 der Eigenbe-
triebsverordnung vom 16.11.2004 (GV NW S. 644) in der 
z.Z. geltenden Fassung und § 14 der Betriebssatzung vom 
14.07.2010 in der z.Z. geltenden Fassung öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
32683 Barntrup, den  02.11.2016 
 
 
(Jürgen Schell) 
Bürgermeister 
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Anhang 

für das Geschäftsjahr 2015 
 
I. Allgemeine Angaben, Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden 
 
1. Der Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup für das Geschäftsjahr 2015 wurde nach der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO NRW) vom 16.11.2004 (GV-NRW 
S. 644) in der Fassung vom 13. August 2012 (GV-NRW 
S. 950) unter Berücksichtigung der deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften für große Kapitalgesellschaften 
aufgestellt. 

 
2. Die Gliederung der Bilanz wurde gemäß § 265 Abs. 5 

HGB um folgende Positionen erweitert: 
 

- Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 
- Verteilungsanlagen 
- Forderungen an die Stadt Barntrup 
- Sonderposten für Investitionszuschüsse 
- empfangene Ertragszuschüsse 
- Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Barntrup 

 
3. Die Bilanz enthält sämtliche Vermögensgegenstände 

und Schulden. 
 
4. Die Bewertung der in der Bilanz ausgewiesenen Ver-

mögensgegenstände und Schulden erfolgte unter dem 
Grundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit. 
Die jeweiligen Bilanzposten sind zum Bilanzstichtag 
vorsichtig und einzeln bewertet worden. Dabei fanden 
sämtliche bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung be-
kannt gewordenen Risiken, die am Bilanzstichtag be-
reits vorlagen, Berücksichtigung. 

 
II. Erläuterungen zur Bilanz 
  
A. Aktivseite 
 
1. Die Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus 

dem Anlagenspiegel, der diesem Anhang als Anlage 1 
beigefügt ist. 

 
Die immateriellen Vermögensgegenstände und Sach-
anlagen wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten aktiviert und um die planmäßigen Abschreibun-
gen vermindert. Die Festlegung der Nutzungsdauer des 
Anlagevermögens  
orientierte sich an den amtlichen Abschreibungstabellen 
der Finanzverwaltung. Die immateriellen Vermögens-
gegen- 
stände werden nach der linearen Methode abgeschrie-
ben. Die Abschreibung des Sachanlagevermögens er-
folgte für bis zum 31. Dezember 2007 angeschaffte An-
lagegüter grundsätzlich nach der degressiven Methode, 
sofern die lineare Methode nicht zu einem höheren Ab-
schreibungsbetrag führte. Für die ab dem 01. Januar 
2008 angeschafften Anlagegüter werden die Abschrei-
bungen des Sachanlagevermögens nur noch linear 
vorgenommen. Für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs-
kosten zwischen € 150,01 und € 1.000,00 netto wurde 
ein Sammelposten gebildet, der mit je einem Fünftel pro 
Geschäftsjahr aufgelöst wurde. Die Herstellungskosten 
der selbsterstellten Verteilungsanlagen beinhalten  
 
 

 
neben den direkt zurechenbaren Einzelkosten auch an-
teilige Material- und Fertigungsgemeinkosten. In den 
Geschäftsjahren 1996 bis 2005 wurden die empfange-
nen Ertragszuschüsse aktivisch von den Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten der entsprechenden Vermö-
gensgegenstände abgesetzt. 

 
Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte wurden 
im Geschäftsjahr weder erworben noch veräußert. 

 
Die Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen haben ei-
ne rechtliche Leistungsfähigkeit von 1.086.000 cbm. 
Tatsächlich wurden im Berichtsjahr aber nur 
390.426 cbm gefördert. Dies entspricht einem Ausnut-
zungsgrad von rd. 35,95 %. 

 
2. Die Bewertung der Vorräte erfolgte zu den gewogenen 

Durchschnittspreisen. 
 
3. Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen re-

sultieren aus dem laufenden Abrechnungsverkehr des 
Wasserwerkes der Stadt Barntrup. Das allgemeine Aus-
fallrisiko ist durch eine Pauschalwertberichtigung von 
T€ 2 berücksichtigt worden. Hierbei wurde ein pauscha-
ler Satz von 2 % unterstellt. Die Forderungen sind 
sämtlich kurzfristig, d.h. sie haben eine Laufzeit von ei-
nem Jahr (wie im Vorjahr). 

 
4. Die sonstigen Vermögensgegenstände belaufen sich 

auf TE 27 und beinhalten u.a. Steuererstattungsan-
sprüche.  

 
5. Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet 

Vorauszahlungen von T€ 6, die Aufwendungen des Ge-
schäftsjahres 2016 darstellen. 

 
B. Passivseite 
 
1. Der Ausweis des gezeichneten Kapitals erfolgte in 

Übereinstimmung mit § 11 der Betriebssatzung. 
 

2. Die allgemeine Rücklage blieb im Geschäftsjahr 2015 
unverändert. 
 

3. Der Gewinn des Jahres 2015 in Höhe von 22.602,39 € 
soll in eine zweckgebundene Rücklage für zukünftige 
Investitionen eingestellt werden. 
 

4. Die Gewinnrücklage veränderte sich im Berichtsjahr um 
den berücksichtigten Jahresüberschuss 2014 im Zuge 
der Umsetzung des Ratsbeschlusses vom 03. Novem-
ber 2015. 
 

5. Im Geschäftsjahr 2015 erwirtschaftete das Wasserwerk 
der Stadt Barntrup einen Jahresüberschuss von 23 T€. 
Die Betriebsleitung schlägt vor, den Jahresüberschuss 
in eine zweckgebundene Rücklage einzustellen. 

 
6. Das Eigenkapital des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 

hat sich im Geschäftsjahr 2015 wie folgt entwickelt: 
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 Stand   Stand 
 

01.01.2015 
Zufüh-
rung 

Ab-
gang 

31.12
.2015 

 T€ T€ T€ T€ 
Stamm-
kapital 

600 0 0 600 

Allgemei-
ne Rück-
lage 

17 0 0 17 

Ge-
winnrück-
lage 

90 22 0 112 

Verlust-
vortrag (-) 
bzw. Ge-
winnvor-
trag (+) 

+ 4 0 0 + 4 

Jahres-
über-
schuss 
(+)/-
fehlbetrag 
(-) 

+ 22 23 -22 +23 

 733 45 -22 756 
 
7. Als Sonderposten für Investitionszuschüsse werden 

vereinnahmte Anschlusskostenbeiträge und Anschluss-
kostenerstattungen ausgewiesen. Die Auflösung dieser 
Beiträge erfolgte bis 31. Dezember 2007 degressiv mit 
6 % p.a. Ab dem 01. Januar 2008 erfolgt eine lineare 
Auflösung mit 3 % p.a. 

8. Die Steuerrückstellungen beinhalten die Körperschafts-
teuer einschließlich Solidaritätszuschlag für das Ge-
schäftsjahr 2015 (< T€ 1) und die zu erwartende Ge-
werbesteuer für das Geschäftsjahr 2015 (< T€ 1). 

9. Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle er-
kennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. 
Sie entwickelten sich im Geschäftsjahr 2015 wie folgt: 

 
 

Stand  

Inan-
spruc
hnah
me/ 

Stand 

 
01.01.2015 

Zufüh-
rung 

Auflö-
lö-

sung 

31.12
.2015 

 T€ T€ T€ T€ 
Jahresab-
schlusser-
stellung und 
-prüfung             

18 14 18 14 

nicht ge-
nommener 
Urlaub und 
Überstunden 

5 4 5 4 

Aufbewah-
rungsver-
pflichtungen 
Wasserent-
nahmeent-
gelt 

5 
 
 

6 

0 
 
 

0 

0 
 
 

6 

5 
 
 

0 

 34 18 29 23 
 
 
 
 
 
 

 
10. Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag 

angesetzt. Einzelheiten ergeben sich aus dem nachste-
henden Verbindlichkeitenspiegel: 

 
   davon mit einer 

Restlaufzeit 
  Gesamt bis zu 1 

Jahr 
über 5 
Jahre 

  T€ T€ T€ 
a) Verbindlichkeiten 

gegenüber Kredit-
instituten 

402 42 222 

 (Vorjahr)                    (443) (41) (270) 
b) Verbindlichkeiten 

aus Lieferungen 
und Leistungen 

35 35 0 

 (Vorjahr)                               (5) (5) (0) 
c) Verbindlichkeiten 

gegenüber der 
Stadt 

508 103 373 

 (Vorjahr) (492) (76) (416) 
d) Sonstige Verbind-

lichkeiten 
59 59 0 

 (Vorjahr)                                                                          (61) (61) (0) 
  1.004 271 595 

                                                            
        ========================= 
            (1.01)         (183)           (686)  

 
11. Es bestehen keine Nachholbeträge für Konzessionsab-

gaben an die Stadt Barntrup als sonstige finanzielle 
Verpflichtung. Aufgrund der Ertragskraft des Eigenbe-
triebs im Geschäftsjahr 2015 ist an die Stadt Barntrup 
eine Konzessionsabgabe in Höhe von 53.000,00 € zu 
zahlen. Weitergehende Haftungsverhältnisse gemäß § 
251 HGB sowie sonstige finanzielle Verpflichtungen 
gemäß § 285 Nr. 3 HGB bestehen nicht. 

 
III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

 
1. Umsatzerlöse, Mengen- und Tarifstatistik 
 

a) Die Umsatzerlöse entwickelten sich im Vergleich 
zum Vorjahr wie folgt: 

 
 2015 2014 
 T€ T€ 
Verbrauchsgebühren 
aus Wasserverkauf 

386 382 

Grundgebühren aus 
Wasserverkauf 

327 327 

Nebengeschäftserträge 7 4 
Auflösung empfangener 
Ertragszuschüsse 

0 7 

 720 720 
b) Wasserabgabe an Endverbraucher und Weiterver-

teiler: 
 

2015 2014 
cbm cbm 
365.704 362.695 

c) Tarife 
 

Die Grundgebühr betrug im Geschäftsjahr 2015 bei ei-
nem Zähler bis 5 cbm/Std.  € 10,20/Monat (Vorjahr € 
10,20/Monat). Bei größerer Nennweite ergaben sich  
gestaffelte höhere Grundgebühren. Die Verbrauchsge-
bühr betrug in 2015 wie im Vorjahr € 1,06 je cbm. 
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2. Personalaufwand und zahlenmäßige Entwicklung 

der Belegschaft 
 

Der Personalaufwand setzte sich wie folgt zusammen: 
 

 2015 2014 
 T€ T€ 
Löhne und Gehälter 205 215 
Sozialabgaben 41 40 
Aufwendungen für Al-
tersvorsorge und Bei-
hilfen 

16 17 

 262 272 
 

Am 31. Dezember 2015 waren – unverändert zu Vor-
jahr - drei tariflich Beschäftigte im technischen Bereich 
sowie ein tariflich Beschäftigter im kaufmännischen Be-
reich tätig.  
 
Die Erledigung der technischen und kaufmännischen 
Arbeiten erfolgte teilweise auch durch Bedienstete der 
Stadt Barntrup. Die in diesem Zusammenhang angefal-
lenen Aufwendungen sind über einen Verwaltungskos-
tenbeitrag mit der Stadt abgerechnet worden und wer-
den unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen 
ausgewiesen. 

 
3. Weitere Angaben 
 

Weitere Angaben zur Gewinn- und Verlustrechung sind 
nicht erforderlich. 

 
IV. Sonstige Angaben 

 
1. Der Betriebsleitung gehörten Herr Bürgermeister  Jür-

gen Schell (ab 06.2014) als Betriebsleiter und Herr Fred 
Heuer als stellvertretender Betriebsleiter an. Während 
der Betriebsleiter keine Bezüge erhält, belaufen sich die 
Gesamtbezüge für den stellvertretenden Betriebsleiter 
im Geschäftsjahr 2015 auf T€ 68. 

 
2. Dem Betriebsausschuss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup gehörten im Geschäftsjahr 2015 folgende Mit-
glieder an: 

 
Ratsmitglied Adolf Albert (Vorsitzender),  Maschinen-

bautechniker 
Ratsmitglied Christian Olschewski (stellvertretender 

Vorsitzender), Dipl.-Ing. 
Ratsmitglied Michael Niebuhr, Lehrer Krankenpflege 
Ratsmitglied Jürgen Müller, Industriemeister 
Ratsmitglied Norbert Wrede, Industriemeister  
Ratsmitglied Nikolaus Engelhard, Maschinentechniker 
Ratsmitglied Dietrich Tornau, Soldat a.D. 
Ratsmitglied Wilfried Düwel, Kaufmännischer Ange-

stellter  
Ratsmitglied Henning Waltermann, Kfm. Angestellter  
sachkundiger  
Bürger     Boris Kasper, Oberstraßenwärter 
sachkundiger  
Bürger     Manfred Schäfer, Energieanlagenelekt-

roniker 
sachkundiger  
Bürger     Mario Radtke, Elektrotechniker 
sachkundiger  
Bürger     Werner Höwing, Unternehmer   
 
 

 
Der Betriebsausschuss erhielt im Geschäftsjahr 2015 
keine Zuwendungen. 

 
3. Das Wasserwerk der Stadt Barntrup ist Mitglied der 

Versorgungsanstalt des Bundes der Länder (VBL) in 
Karlsruhe. 

 
Die Zusatzversorgung basiert auf einem Versorgungs-
punktemodell. Die nach dem Punktemodell ermittelte 
Betriebsrente tritt zur Grundversorgung (gesetzliche 
Rente) hinzu und entwickelt sich davon losgelöst. 

 
Der Pflicht zur Versicherung unterliegen grundsätzlich 
alle Beschäftigten eines beteiligten Arbeitgebers. 

 
Der Umlagesatz beträgt im Geschäftsjahr 2015 unver-
ändert 7,86 Prozent des zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts. Davon trägt der Arbeitgeber 6,45 Prozent und 
der Beschäftigte als Eigenanteil 1,41 Prozent.  
Zur Finanzierung der aus dem geschlossenen Gesamt-
versorgungssystem herrührenden Leistungsverpflich-
tungen hat im Tarifgebiet West der beteiligte Arbeitge-
ber zusätzlich seit dem 01.01.2002 neben der Umlage 
ein steuer- und sozialversicherungsfreies Sanierungs-
geld zu entrichten. Die weitere Entwicklung des Umla-
gesatzes einschließlich Sanierungsgeld ist derzeit nicht 
absehbar, aufgrund der demographischen Entwicklung 
ist langfristig von steigenden Umlagen auszugehen.  

 
4. Stand der Anlagen im Bau und geplante Baumaßnah-

men 
 

Die Anlagen im Bau zum 31. Dezember 2015 von T€ 
156 entfallen auf: 

 
       T€ 
Hausanschlüsse       1 
Leerrohre Hochbehälter "Saalberg"     6 
Wasserrechte/Wasserschutzgebiete         149 
                                                                               156 
                                                                               === 

 
Für 2016 sind insbesondere der Ausbau bzw. Erneue-
rung des Rohrnetzes, die Herstellung und Erneuerung 
von Hausanschlüssen sowie aufgrund des Ablaufes der 
Eichzeit die Auswechslung von Wasserzählern sowie 
weitere Arbeiten für die Erstellung eines Gutachtens für 
die Neubeantragung von Wasserrechten und der Aus-
weisung von Wasserschutzgebieten geplant. 
 
Die Finanzierung der Maßnahmen soll durch Darle-
hensneuaufnahmen und eigene Finanzmittel sicherge-
stellt sein. 

 
5. Die Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

und Steuerberatungsgesellschaft Münster, war im Ge-
schäftsjahr 2015 mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2015 
beauftragt. Auf die Abschlussprüfungsleistungen entfal-
len Aufwendungen in Höhe von T€ 7. Für diese Auf-
wendungen wurde bereits im Geschäftsjahr 2015 eine 
Rückstellung in Höhe  von T€ 7 gebildet. Die Concunia 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steuerbera-
tungsgesellschaft, Münster, wurde für die Erbringung 
dieser Leistung beauftragt.  
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Darüber hinaus liegen keine weiteren Auftragsverhält-
nisse (insbesondere Bestätigungsleistungen und sons-
tige Leistungen) mit der Concunia GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft und Steuerberatungsgesellschaft, 
Münster, vor.  

 
Anlage zum Anhang 
Anlagenspiegel 
 
Barntrup, 02. 08. 2016 
 
Wasserwerk der Stadt Barntrup 
 
gez. Jürgen Schell 
- Betriebsleiter – 
 

Lagebericht 
für das Geschäftsjahr 2015 

 
A. Darstellung des Geschäftsverlaufs einschließlich 

des Jahresergebnisses des Wasserwerkes der 
Stadt Barntrup 

 
1. Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
 
1. Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
 
Am 10. März 2010 hat der Landtag NRW das Gesetz zur 
Änderung des Landeswassergesetzes (LWG), das soge-
nannte Vorschaltgesetz, verabschiedet. Danach sind Anla-
gen zur Aufbereitung von Wasser für die öffentliche Trink-
wasserversorgung (§ 48 LWG) nach dem Stand der Tech-
nik zu errichten und zu betreiben, wenn die Beschaffenheit 
des Rohwassers dies im Einzelfall und bezogen auf be-
stimmte Inhaltsstoffe und Eigenschaften erfordert.  
Der Landesgesetzgeber reagierte damit auf das am 
01.03.2010 in Kraft getretene neue Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG), das von einem Rahmengesetz zu einem bundes-
weit geltenden Gesetz fortentwickelt wurde. Angesichts 
dieser gravierenden Änderung des Bundesgesetzes muss 
das Landesgesetz NRW in einem weiteren Schritt über die 
Änderungen des Jahres 2010 hinaus komplett überarbeitet 
werden. Dieses sollte im Jahr 2011 geschehen. 
Um die Differenzen zwischen dem neuen WHG und dem 
gültigen Landeswassergesetz NRW in der Zwischenzeit zu 
überbrücken, hat man am 26.02.2010 den Bezirksregie-
rungen einen Vollzugserlass an die Hand gegeben, quasi 
als Vollzugshilfe. 
Am 16. November 2010 ist die neue Grundwasserverord-
nung im Zuge der Verabschiedung einer EU-
Grundwasserrichtlinie vom 12. Dezember 2006 in Kraft ge-
treten. Sie verfolgt Ziele zum Schutz des Grundwassers. Im 
Einzelnen geht es um die Bewertung des chemischen Zu-
standes des Grundwassers, die Begrenzung und Verhinde-
rung einer weiteren Grundwasserverschmutzung, und es 
werden neue Regeln für die Überwachung aufgestellt. 
 
Eine Neufassung der Trinkwasserverordnung trat im Laufe 
des Jahres 2013 in Kraft. Die Verkündung im Bundesge-
setzblatt erfolgte am 07.08.2013. Das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup hat die Neuregelungen in Absprache mit 
dem Gesundheitsamt des Kreises Lippe umzusetzen.  
Ansonsten ergaben sich keine weiteren Entwicklungen der 
rechtlichen Rahmenbedingungen für das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup 
 
 
 

 
2. Wirtschaftliche Verhältnisse und Geschäftsverlauf 
 
2.1 Wirtschaftliche Aktivitäten 
 
Die wirtschaftlichen Aktivitäten des Eigenbetriebes im Wirt-
schaftsjahr 2015 erstreckten sich gemäß § 1 der Betriebs-
satzung auf die Versorgung der Bevölkerung mit Trink- und 
Brauchwasser innerhalb des Gebietes der Stadt Barntrup. 
Durch einen Wasserlieferungsvertrag mit den Blomberger 
Versorgungsbetrieben werden einige Einwohner auf dem 
Gebiete der Nachbarstadt Blomberg mit Wasser versorgt. 
Die Abrechnung erfolgt mit den Blomberger Versorgungs-
betrieben. 
 
2.2 Investitionen 
 
Das Wasserwerk hat im Berichtsjahr Investitionen von T€ 
226 durchgeführt. Die Anlageinvestitionen betrafen vor-
nehmlich die Erweiterung des Rohrnetzes und der Haus-
anschlüsse sowie die Anschaffung von Zählern und Klein-
geräten und Werkzeugen. Der Schwerpunkt lag, wie in den 
Vorjahren, in der nachhaltigen Substanzerhaltung. Zudem 
wurden die Arbeiten für die Erstellung eines Gutachtens für 
die Neubeantragung von Wasserrechten und der Auswei-
sung von neuen Wasserschutzgebieten fortgeführt. 
 
2.3 Finanzierung 
 
Zum Bilanzstichtag zeigt die Bilanz eine Überdeckung der 
langfristig gebundenen Vermögenswerte durch langfristiges 
Kapital von T€ 45 (2014 = T€ 179).   
 
2.4 Jahresergebnis 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup erwirtschaftete im Ge-
schäftsjahr 2015 einen Jahresüberschuss von T€ 23. Darin 
berücksichtigt wurde, wie im Vorjahr, eine Konzessionsab-
gabe in Höhe von T€ 53, die in 2016 an die Stadt Barntrup 
abgeführt wird. 
Gegenüber dem Ergebnisplan, in dem ein Jahresüber-
schuss von T€ 2 geplant war, stellt der erwirtschaftete Jah-
resüberschuss von T€  23 eine Ergebnisverbesserung von 
T€ 21 dar. 
Die Ergebnisverbesserung hängt im Wesentlichen mit den 
bei der Planaufstellung nicht einzuschätzenden Verläufen 
wie z.B. nicht eingetretene aber kalkulierte Rohrbrüche, 
von anderen aktivierten Eigenleistungen, der Nichtausfüh-
rung von Schieberkreuzerneuerungen sowie von sonstigen 
betrieblichen Erträgen zusammen. 
 
2.5 Umsatzentwicklung 
 
Die Umsatzerlöse sind um 0,5 T€ gesunken. 
Die Verbrauchsgebühr je cbm ist gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 
Die Wasserabgabe an die Endverbraucher und Weiterver-
teiler ist im Geschäftsjahr 2015 um 3.009 cbm auf 365.704 
cbm (2014 = 362.695 cbm) gestiegen. 
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2.6 Materialaufwand 
 
Für die Leistungsfähigkeit des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup ist die Funktion der Gewinnungs- und Speicheran-
lagen sowie des Verteilungsnetzes von elementarer Be-
deutung. Zur Sicherung eines funktionsfähigen Anlagenbe-
standes und zur Minimierung der Wasserverluste sind 
permanente Instandhaltungsmaßnahmen erforderlich (Be-
seitigung von Rohrbrüchen und Erneuerung von Schieber-
kreuzen). Im Geschäftsjahr 2015 wurden Instandhaltungs-
maßnahmen in Höhe von insgesamt T€ 79 (2014 = T€ 81) 
durchgeführt. 
 
2.7  Personal 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup beschäftigte am: 
    31.12.2015  31.12.2014 
      Personen   Personen 
Kaufmännische Angestellte         1         1 
Wassermeister           1         1  
Technische Angestellte          2         2  
Auszubildende           -         -      
Gesamt:                                    4         4     
 
Im Geschäftsjahr 2015 wurde ein Personalaufwand von T€ 
262 (2014 = T€ 272) ausgewiesen. Dieser setzt sich zu-
sammen aus Löhnen und Gehältern in Höhe von T€ 205 
(2014 = T€ 215) und Sozialabgaben in Höhe von T€ 57 
(2014 = T€ 57). 
 
2.8 Bilanz 
 
Das Anlagevermögen ist im Wesentlichen durch Rohrnet-
zerweiterungen und neue sowie erneuerte Hausanschlüsse 
sowie unfertige Bauten im Geschäftsjahr um 125 T€ auf 
1.627 Mio. € gestiegen. Das Umlaufvermögen hat sich im 
Vergleich zum Vorjahr um T€ 86 auf T€ 296 vermindert. 
Diese Minderung ist im Wesentlichen durch das verminder-
te Guthaben bei Kreditinstituten aufgrund der Nichtauf-
nahme des vorgesehenen Darlehns entstanden. 
Aufgrund des Jahresüberschusses in Höhe von T€ 23 hat 
sich das Eigenkapital im Geschäftsjahr 2015 auf 756 T€ 
(2014 = T€ 733) weiter erhöht. Die Bilanzsumme hat sich 
von 1.894 Mio. € auf 1.930 Mio. € erhöht.  
 
3. Wasserverluste und Wasserqualität 
 
Im Berichtsjahr ist, unter Berücksichtigung von ermittelba-
ren Wasserverlusten, darüber hinaus ein rechnerischer 
Wasserverlust von 21.073 cbm bzw. 5,40 % (2014 = 
17.890 cbm bzw. 4,64%) bei einer eingespeisten Wasser-
menge von cbm 390.426 (2014 = 385.826 cbm) zu ver-
zeichnen. Das entspricht einem rechnerischen Wasserver-
lust je km Verteilungsnetz von ca. 90 cbm (2014 = ca. 90 
cbm). 
Im Geschäftsjahr 2015 wurden chemische, physikalische 
und bakteriologische Wasseruntersuchungen durch die 
GBA Gesellschaft für Bioanalytik Hamburg mbH vorge-
nommen. Die Trinkwasserqualität entspricht den Bestim-
mungen der Trinkwasserverordnung und ergab keinen 
Grund zu Beanstandungen.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Anzahl der Wasserrohrbrüche hat sich in den letzten 
Jahren wie folgt entwickelt: 
 
2010 15 

2011   6 

2012 15 

2013 
2014 
2015 

 9 
 8 
 5 
 

 
Die Entwicklung der Wasserverluste der letzten Jahre zeigt 
folgende Aufstellung: 
 

Jahr Unbekannte Verluste 
in cbm 

Verluste in % zur Wasser-
förderung 
 

2010 14.265 3,60 
2011 17.188 4,13 
2012   8.856 2,29 
2013 
2014 
2015 

17.875 
17.890 
21.073 

4,61 
4,64 
5,40 

 
B. Chancen und Risiken, voraussichtliche Entwicklung 

des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 
 
1. Chancen und Risiken 
 
Das Bestreben der Betriebsleitung ist, das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup effizient zu führen und mögliche Aufwands-
einsparungen wahrzunehmen, um konstante Verbrauchs-
gebühren bei einer gleichbleibenden Trinkwasserqualität zu 
gewährleisten. 
Die laufenden Investitions- und Instandhaltungsmaßnah-
men dienen zur langfristigen Sicherung des funktionsfähi-
gen Verteilungsnetzes und der Wassergewinnungs- und 
Wasserspeicherungsanlagen sowie der Minimierung der 
Wasserverluste und der Neufestsetzung von Wasser-
schutzgebieten und der Bewilligung neuer Wasserrechte. 
 
Die derzeit zur Verfügung stehenden Wassergewinnungs- 
und Wasserspeicherungsanlagen als auch die z.Z. vorlie-
genden Wasserrechte (für die in der nächsten Zeit auslau-
fenden Wasserrechte wird zur Zeit ein Gutachten über die 
Festlegung der Einzugsgebiete erstellt) reichen unter Be-
achtung der voraussichtlichen Entwicklung der Einwohner-
zahlen aus, um langfristig die Versorgung der Bevölkerung 
von Barntrup mit Trinkwasser- und Brauchwasser zu ge-
währleisten. Wesentliche Erweiterungsinvestitionen, mit 
Ausnahme von Verteilungsnetzerweiterungen in Neubau-
gebieten, sind derzeit nicht absehbar. Mittelfristig ist evtl. 
geplant zur Erhöhung der Versorgungssicherheit eine Ver-
bundleitung zu einer Nachbarkommune zu verlegen. 
 
Ein nicht einschätzbares sowie (durch das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup) nicht beeinflussbares Risiko für das Was-
serwerk der Stadt Barntrup stellt die Entwicklung der Ein-
wohner der Stadt Barntrup und deren Wasserverbrauchs-
verhalten dar. Konstante Verbrauchsgebühren können vo-
raussichtlich nur bei einer konstanten bzw. steigenden 
Einwohnerzahl und konstanten Trink- bzw. Brauchwasser-
verbräuchen gewährleistet werden. Erhebliche niedrige 
Trink- bzw. Brauchwasserverbräuche, bedingt durch sin-
kende Einwohnerzahlen und Trink- bzw. Brauchwasserein-
sparungen, haben zudem zusätzliche Wartungskosten und 
aufwendige Leitungsspülungen zur Folge, die sich negativ  
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auf die Aufwandsstruktur des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup auswirken. Hier ist es erforderlich, dass sich die 
Stadt Barntrup als Wohn- und Wirtschaftsstandort etabliert, 
um eine konstante Einwohnerzahl zu sichern. Außerdem 
wird die Entwicklung des Trinkwasserverbrauchs durch die 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft im Hinblick auf die Rea-
lisierung von Neubaugebieten und damit zusätzlichen An-
schlussleitungen und Anschlussnehmern bei einer positi-
ven gesamtwirtschaftlichen Entwicklung oder weiterführen-
den Trinkwassereinsparungen und Hausleerständen im 
Falle einer negativen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
beeinflusst. 
Aufgrund des stagnierenden oder gar negativen Bevölke-
rungswachstums sowie des aus Kostengründen sparsa-
men Umgangs mit Wasser in der Bevölkerung und in der 
Industrie wird sich die Wasserverbrauchsmenge in den 
nächsten Jahren tendenziell konstant halten. Es bleibt ab-
zuwarten, ob daraus notwendigerweise weitere Leitungs-
spülungen oder Verkleinerungen von Rohrdimensionen mit 
daraus resultierendem Investitionsaufwand notwendig wer-
den. 
Darüber hinaus werden zukünftig hohe Sanierungsinvesti-
tionen in das Wasserversorgungsnetz notwendig, da auf-
grund der Altersstruktur des Netzes – überwiegend 60er 
und 70er Jahre – Leitungen- die Rohrbruchhäufigkeit und 
die Notwendigkeit von Leitungserneuerungen zunehmen 
werden. Das bereits in den Vorjahren begonnene Sanie-
rungskonzept zum Wasserversorgungsnetz wurde im Be-
richtsjahr weiter fortentwickelt, damit die Gebührenbelas-
tung für den Bürger auch zukünftig im überschaubaren 
Rahmen bleibt. 
 
Die Aufrechterhaltung der Trinkwasserqualität ist weiterhin 
eine wichtige Aufgabe für das Wasserwerk der Stadt Barn-
trup.  
Weniger die Aufbereitungstechniken, sondern vielmehr 
weitergehende Aktivitäten zum Schutz der Ressourcen 
sind gefragt. Eine Ausweitung der bestehenden Kooperati-
on mit der Landwirtschaft ist im Jahres 2016 in Auftrag ge-
geben worden.  
Aktuell bestehen jedoch in Bezug auf die Rohwasserquali-
tät keinerlei Einschränkungen. Eine Aufbereitung des ge-
förderten Rohwassers zu sog. Reinwasser ist bei dem 
Wasserwerk der Stadt Barntrup nicht notwendig. 
Im Gegensatz zur Qualität des Trinkwassers liegen derzeit 
keine Risiken bezüglich der Verfügbarkeit von eigenen 
ortsnahen Ressourcen vor. Aufgrund der Tatsache, dass 
die Entnahmemenge bisher kleiner als die Grundwasser-
neubildungsrate ist, wird es in Barntrup voraussichtlich 
auch unter sich ändernden Klimabedingungen (Klimawan-
del) keine grundsätzlichen Probleme mit der Trinkwasser-
versorgung geben. 
 
Risiken, die zukünftig eine Bestandsgefährdung des Unter-
nehmens darstellen können, sind aus heutiger Sicht nicht 
erkennbar. 
 
2. Voraussichtliche Entwicklung des Wasserwerkes der 

Stadt Barntrup  
 
Der Vermögensplan des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 
für das Geschäftsjahr 2016 sieht Investitionen von T€ 199 
und für das Geschäftsjahr 2017 in Höhe von T€ 212 in im-
materielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen vor, 
die durch Abschreibungen, Anschlussbeiträge und Haus-
anschlusskosten sowie Darlehensneuaufnahmen finanziert 
werden sollen. 
 

 
Die Erfolgspläne für die Geschäftsjahre 2016 und 2017 ge-
hen von einem Jahresüberschuss von T€ 5 (für 2016) bzw. 
T€ 6 (für 2017) aus. 
 
Im Bereich der Umsatzerlöse wird für die Geschäftsjahre 
2016 und 2017 mit in leicht steigenden Umsatzerlösen ge-
rechnet (2016 = T€ 729; 2017 = T€ 734). Bei der Planung 
werden für das Jahr 2016 konstante Verbrauchsgebühren 
unterstellt. Es werden jedoch die Grundgebühren ab dem 
Jahr 2016 angehoben. 
 
Prognosebericht 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup wird auch in Zukunft 
das Ziel verfolgen, bei einem gleich bleibend hohen Quali-
täts- und Leistungsanspruch den Aufwand so weit wie 
möglich zu reduzieren und die Wasserpreise so gering wie 
möglich zu halten. Hierzu werden auch in Zukunft sämtli-
che Rationalisierungspotenziale ausgeschöpft und Syner-
gieeffekte konsequent angewandt werden. 
 
Sonstige Angaben  
 
Es ergaben sich keine Feststellungen im Rahmen der Prü-
fung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz, die weiterfüh-
rend zu erläutern sind.  
 
Nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres 2015 sind keine 
Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten, über die 
gesondert zu berichten ist.  
 
Barntrup, 02.08.2016 
 
Wasserwerk der Stadt Barntrup 
 
 
gez. Jürgen Schell 
-Betriebsleiter- 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Stadt Detmold 
 
473 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
 
23-06/I „Balbrede I“, Aufstellung 
Ortsteil:  Jerxen-Orbke, Nienhagen 
Plangebiet: nordöstlich der Lageschen Straße, 

südwestlich des Oetternbachs und 
westlich des Grundstücks Lagesche 
Straße 241 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 22.09.2016 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
23-06/I „Balbrede I“, Aufstellung 
Ortsteil:  Jerxen-Orbke, Nienhagen 
Plangebiet: nordöstlich der Lageschen Straße, 

südwestlich des Oetternbachs und 
westlich des Grundstücks Lagesche 
Straße 241 

 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung im Fachbereich 6, Stadtent-
wicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Hin-
tergebäude, Rosental 21, zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 19.10.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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474 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
 
01-84 „Südholzschule", (beschleunigte) Aufstellung 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: Zwischen Dresdener Straße, Danziger 

Straße und Lagescher Straße 
 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 09.11.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes 
mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbe-
schluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 01-84 „Südholzschule", (beschleu-
nigte) Aufstellung 
Ortsteil:  Detmold Nord 
Plangebiet: Zwischen Dresdener Straße, Danziger 

Straße und Lagescher Straße 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

18.11.2016 bis einschließlich 19.12.2016 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planunterlage 
vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 134, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
 
 

 
Dieser Hinweis gilt nicht, soweit durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung fallen. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung abgese-
hen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 09.11.2016 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 01-84 „Südholzschule“, (be-
schleunigte) Aufstellung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Plangebiet: Zwischen Dresdener Straße, Danziger 
Straße und Lagescher Straße 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 09.11.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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475 Verf. Widmung der „Im Nieleinen“ 
 
Die Stadt Detmold hat die Erschließungsanlage „Im Nielei-
nen“  auf den Flurstücken 539,2084, 2085, 2086, und 2087, 
Flur 1, Gemarkung Pivitsheide V.L. in Detmold, endgültig 
ausgebaut. 
Entsprechende Flurkartenauszüge können bei der Stadt 
Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, Zimmer 
234, eingesehen werden. 
 
Die Straße wird hiermit nach den §§ 3 und 6 des Straßen 
und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen vom 01.08.83 
(StrWg NW) in der zur Zeit gültigen Fassung als Gemein-
destraße dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Baulastträger der ausgebauten Erschließungsanlage ist die 
Stadt Detmold (§ 47 Abs. 1StrWG NW). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 
8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden) 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift des 
Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. 
 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei 
Durchschriften beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Detmold, den  
 
Stadt Detmold 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
476 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Beiträgen nach § 8 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land NRW 
(KAG NRW) für straßenbauliche Maßnahmen 
der Stadt Horn-Bad Meinberg –
Straßenbaubeitragssatzung- vom 19.10.2016 

 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 29.09.2016 aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 1994 S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) und des § 8 des Kom-
munalabgaben-gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21. Oktober 1969 (GV NW 1969 S. 712/SGV NW 
610), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Geset-
zes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666) folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
§ 6 der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW (KAG 
NRW) für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 13.12.2011 (KrBl. Lippe 2011, S. 787 ff.) 
wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 6 
Berücksichtigung des Maßes der Nutzung 

(1) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der 
Nutzung wird die Fläche vervielfacht mit  
 
a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Geschoss, 
 
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Geschossen, 
 
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Geschossen, 
 
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier und fünf Ge-

schossen, 
 
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs und mehr Ge-

schossen, 
 
(2) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches ei-

nes Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der Ge-
schosse wie folgt: 

 
Ist die Zahl der Geschosse festgesetzt, aus der höchstzu-
lässigen Zahl der Geschosse. 
 

Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der 
Geschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5 wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet 
werden. 
Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als 
Zahl der Geschosse die höchstzulässige Höhe geteilt 
durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet werden. 
Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der 
Geschosse vorhanden oder zugelassen, so ist diese 
zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zu-
lässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Ge-
bäudehöhe überschritten werden. 
 
 

 
Untergeschosse, die keine Vollgeschosse i.S.d. Bau-
ordnung NRW sind, werden hinzugerechnet, wenn sie 
überwiegend gewerblich, industriell oder in gleichartiger 
Weise genutzt werden.  

 
(3) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches ei-

nes Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein 
Bebauungsplan die Zahl der Geschosse, die Baumas-
senzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, sowie 
für Grundstücke, auf denen eine Bebauung nicht zuläs-
sig ist, ergibt sich die Zahl der Geschosse: 
 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der 

tatsächlich vorhandenen Geschosse, mit Ausnahme 
von Keller- oder Dachgeschossen, soweit diese 
nicht zu Wohn- oder Gewerbezwecken oder in ver-
gleichbarer Weise genutzt werden. Ist die Zahl der 
Geschosse wegen der Besonderheit des Bauwer-
kes nicht feststellbar, gilt als Zahl der Geschosse 
die Höhe des Bauwerkes geteilt durch 3,5, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet 
werden. 
 

b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken 
aus der Zahl der auf den Grundstücken der näheren 
Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 
c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zu-

lässig ist, die aber gewerblich genutzt werden kön-
nen, wird ein Geschoss zugrunde gelegt. 

 
Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze 
zulässig oder vorhanden sind, wird ein Geschoss zugrunde 
gelegt. 
 

§ 2 
Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land NRW (KAG NRW) für straßen-
bauliche Maßnahmen der Stadt Horn-Bad Meinberg wird 
hiermit öffentlich bekanntgegeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
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Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter 
www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/Bekannt-
machungen einsehbar.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.10.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Barz 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
 
 
 
477 Satzung über die Abweichung von den in § 8 

der Satzung über die Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen in der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 26. Oktober 1988 festgesetzten 
Merkmalen der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Falkenberg“ vom 
19.10.2016 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 
1722) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S 666), in der zur Zeit 
geltenden Fassung und § 8 der Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 26. Oktober 1988 (KrBl. Lippe 02.11.1988 S. 711 
– 713) hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner 
Sitzung am 29.09.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die im Stadtteil Holzhausen-Externsteine gelegene Er-
schließungsanlage „Falkenberg“ ist durch die Stadt Horn-
Bad Meinberg mit den nachfolgenden Bestandteilen und 
Herstellungsmerkmalen ausgebaut worden: 
 
a) Fahrbahn in Asphalt ohne Gehweg mit einer Regelbrei-

te von 3,55 m;  
b) Straßenentwässerung durch regelkonforme Neigung 

und Ausbau des Straßenseitengrabens in einer Breite 
von 2 m 

c) Beleuchtungseinrichtung. 
 

§ 2 
 
Abweichend von den in § 8 der Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 26. Oktober 1988 festgesetzten Merkmalen der 
endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen ist die 
Erschließungsanlage „Falkenberg“ mit den in § 1 aufge-
führten Bestandteilen und Herstellungsmerkmalen endgül-
tig hergestellt. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehende Satzung über die Abweichung von den in 
§ 8 der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbei-
trägen in der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 26. Oktober 
1988 festgesetzten Merkmalen der endgültigen Herstellung 
der Erschließungsanlage „Falkenberg“ wird hiermit öffent-
lich bekanntgegeben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter 
www.horn-badmeinberg.de/Rat-und-Verwaltung/Bekannt-
machungen einsehbar.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.10.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Barz 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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478 Widmung der Straße „Falkenberg“ im Stadtteil 

Holzhausen-Externsteine 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg hat die Straße „Falkenberg“, 
wie im Lageplan dargestellt, im Stadtteil Holzhausen-
Externsteine endgültig hergestellt. 
 
Diese Straße wird hiermit gemäß § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NW) vom 23. September 1995 (GV.NW. S. 1028/SGV NW 
91) Ber. in GV NW 1996 S. 81, in der zurzeit geltenden 
Fassung, als Gemeindestraße –Anliegerstraße- (§ 3 Abs. 4 
Nr. 2 StrWG NW) für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Straßenbaulastträger der vorgenannten Straße ist gem. § 
47 Abs. 1 StrWG NW die Stadt Horn-Bad Meinberg. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage beim 
Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden 
oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- 
und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen –
ERVVO VG/FG- vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548)- 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle erhoben werden. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung 
soll im Original oder in Ablichtung beigefügt werden. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durch-
schriften beigefügt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Sollte die Frist durch das Verschulden einer bevollmächtig-
ten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden 
der/dem jeweiligen Kläger/in zugerechnet werden. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 19.10.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Barz 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
479 Bekanntmachung der Auslegung des Entwurfs 

der Haushaltssatzung 2017 mit Anlagen 
 
Nach § 80 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. 
NRW. S. 496), in Kraft getreten am 04. Juli 2015, gebe ich 
hiermit bekannt, dass der Entwurf der Haushaltssatzung 
2017 mit Haushaltsplan und Anlagen der Alten Hansestadt 
Lemgo ab dem 11.11.2016 während der Öffnungszeiten 
Montag bis Freitag von 08:30 – 16:00 Uhr (donnerstags bis 
17:00 Uhr und freitags bis 12:30 Uhr) im Geschäftsbereich 
Finanzen, Betriebe und Beteiligungen, Gebäude Zeughaus, 
Papenstraße 9, Zimmer 117 bis zum Abschluss des Bera-
tungsverfahrens im Rat öffentlich zur Einsichtnahme aus-
liegen wird. Unter der Adresse www.lemgo.net , "Politik und 
Verwaltung, Bürgerservice", "Finanzen" steht der Haus-
haltsplanentwurf 2017 zur Einsicht und zum Download im 
Internet zur Verfügung.  
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen können Einwohner oder Abgabepflichtige bis zum 
30.11.2016 Einwendungen unter der oben angegebenen 
Anschrift erheben. Über die Einwendungen beschließt der 
Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Lemgo, den 24.10.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
 
 
 
480 Bebauungsplan Nr. 61 26 01.61 „Ilsekamp“ a) 

Aufstellungsbeschluss b) Beschluss über die 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo hat in seiner öffentli-
chen Sitzung am 14.06.2016 folgendes beschlossen:  
 
a) „ Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung 

des Rates der Alten Hansestadt Lemgo beschließt ge-
mäß den Bestimmungen des Baugesetzbuches 
(BauGB) die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 61 
26 01.61 „Ilsekamp“. Es sollen die Vorschriften des § 
13a über das beschleunigte Verfahren für Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung angewendet werden.  
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 26 01.61 "Ilsekamp" mit einer Gesamtfläche von ca. 
0,36 ha ist aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich. 
Das Plangebiet liegt am nordwestlichen Rand der Kern-
stadt Lemgo und befindet sich auf dem Flurstück 674 
der Flur 44, Gemarkung Lemgo. 

b) Der Ausschuss beschließt die Beteiligung der Öffent-
lichkeit und die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange.“ 

 

 
Gemäß § 13a Abs. 2 in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch in der zurzeit 
geltenden Fassung wird hiermit bekannt gemacht, dass die 
Beteiligung der Öffentlichkeit durch öffentliche Auslegung 
erfolgt. 
Der Entwurf für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
61 26 01.61 „Ilsekamp“ wird in der Zeit vom 
 
18. November 2016 bis 19. Dezember 2016 
 
in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Lemgo, 
Heustr. 36 - 38, an der Aushangfläche gegenüber Zi.-Nr. 
203 montags bis freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr, sowie 
montags bis donnerstags von 14.00 bis 16.00 Uhr bzw. 
donnerstags bis 17.00 Uhr zu jedermanns Einsichtnahme 
öffentlich aushängen.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug (Über-
sichtsplan) ersichtlich. Für die genauen Abgrenzungen sind 
die in den Planunterlagen vorgenommenen Grenzeintra-
gungen verbindlich. 
 
Der Bebauungsplan wird gemäß § 30 Baugesetzbuch Min-
destfestsetzungen über die Art und das Maß baulicher Nut-
zung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtli-
chen Verkehrsflächen enthalten. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 61 26 01.61 „Ilsekamp“ wird ge-
mäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
aufgestellt.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
- Die Artenschutzrechtliche Prüfung, Büro für Orts- und 

Landespflege Halke Lorenzen, Blomberg-Istrup, April 
2016 
 
o Der Geltungsbereich und dessen Umfeld umfasst 

großflächige Ackerflächen, auf denen es für die Fle-
dermausfauna keine Gehölzstrukturen gibt. Deshalb 
kann man davon ausgehen, dass die nachgewiese-
nen Fledermäuse (Zwergfledermaus, Wasser-
fledermaus, Großer Abendsegler, Große / Kleine 
Bastfledermaus, Braunes Langohr) und die weiteren 
5 Arten, die aus den Mess-tischblättern Lemgo be-
kannt sind, durch die Bauvorhaben des B-Planes 
nicht gefährdet sind. 

o Aufgrund der Ackerfläche sind planungsrelevante 
Arten, die enge Bindung an den Wald oder wald-
ähnliche Lebensräume, Fließ- bzw. Stillgewässer, 
Felsen und felsähnlichen Lebensräumen haben, 
durch Vorhaben im B-Plan nicht gefährdet.  

o Für Vogelarten, die das offene Feld als Lebensraum 
haben, kann der Verlust der Ackerflächen einen 
Verlust für Brutlebens-räume bedeuten. Dieser Ver-
lust wird aber als gering eingeschätzt aufgrund der 
vorhandenen großen Ackerfläche (mehr als 100 ha). 

o Brutplätze in dem vorhandenen gehölz-
bestandenen kleinen Wall und in den vorhandenen 
Gärten sind zwar nicht gefährdet, können aber wäh-
rend der Baumaß-nahmen in der Brut- und Auf-
zuchtzeit gestört werden. 

- Landschaftspflegerischer Begleitplan, Büro für Orts- 
und Landespflege Halke Lorenzen, Blomberg- Istrup, 
April 2016 
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o Ausgleich von festgesetzten Ersatzkompen-

sationsflächen des B-Plans Nr. 26 01.49 „Alter 
Knick“ 

 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und 
sich während der Auslegungsfrist zur Planung äußern. 
Stellungnahmen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
61 26 01.61 „Ilsekamp“ können schriftlich an die Alte Han-
sestadt Lemgo, Der Bürgermeister, Stadtplanung, 32655 
Lemgo, oder zur Niederschrift in der Abteilung Stadtpla-
nung, Heustr. 36 - 38, Zimmer 204, Lemgo, vorgebracht 
werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über den Bebauungs-
plan als Satzung unberücksichtigt bleiben. 
 
Zusätzlich können die Unterlagen zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 61 26 01.61 „Ilsekamp“ unter 
http://www.o-sp.de/lemgo/plan/beteiligung.php 
im Internet eingesehen werden. Auch dort kann eine Stel-
lungnahme abgegeben werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs.2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
14.06.2016 über die Aufstellung sowie über die Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange für den Bebauungsplan Nr. 61 26 
01.61, „Ilsekamp“ wird hiermit gemäß § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 Abs. 5 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in Verbindung mit der Verordnung über die Veröf-
fentlichung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung – BekanntmVO) öffentlich bekannt ge-
macht.  
Der Wortlaut des bekanntgemachten Beschlusses stimmt 
mit dem Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und 
Stadtentwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 14.06.2016 überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 
der BekanntmVO verfahren. 
 
Hinweise: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 

Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
14.06.2016 über die Aufstellung sowie über die Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange für den Bebauungsplan Nr. 61 26 
01.61, „Ilsekamp“.  
 
Lemgo, den 28.10.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
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481 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung zur Daten-
übermittlung aus dem Melderegister (§ 36, § 
42, § 44 und § 50 des Bundesmeldegesetzes – 
BMG) 

 
I. Datenübermittlung an andere öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaften 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde von diesen Fami-
lienangehörigen folgende Daten übermitteln: Vor- und 
Familiennamen, Geburtsdatum und –ort, Geschlecht, 
Religionszugehörigkeit, derzeitige Anschriften, Aus-
kunftssperren nach § 51 BMG und Sterbedatum (§ 42 
Abs. 2 BMG). Vorgenannte Familienangehörige können 
verlangen, dass ihre Daten nicht übermittelt werden; 
dies gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuerer-
hebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaft übermittelt werden. Familienangehö-
rige der vorgenannten Mitglieder sind der Ehegatte oder 
Lebenspartner, minderjährige Kinder und die Eltern von 
minderjährigen Kindern.  
(§ 42 Abs. 3 BMG) 

 
II. Datenübermittlung an politische Parteien  

 
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher 
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 44 Abs. 1 Satz 1 BMG 
bezeichneten Daten (Familienname, Vornamen, Dok-
torgrad und derzeitige Anschriften) von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammen-
setzung das Lebensalter bestimmend ist.  
(§ 50 Abs. 1 BMG) 

 
III. Datenübermittlung über Alters- und  

Ehejubiläen 
 

Die Meldebehörde darf auf Verlangen von Mandatsträ-
gern, Presse oder Rundfunk diesen Auskunft aus dem 
Melderegister über Alters- und Ehejubiläen von Ein-
wohnern erteilen. Die Auskunft darf Familienname, 
Vornamen, Doktorgrad, Anschrift sowie Datum und Art 
des Jubiläums umfassen.  
(§ 50 Abs. 2 BMG) 

 
IV. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 

Für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenver-
zeichnisse in Buchform) darf die Meldebehörde zu allen 
Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
Auskunft über deren Familienname, Vornamen, Doktor-
grad und derzeitige Anschriften, erteilen.  
(§ 50 Abs. 3 BMG) 

 
V. Auskunft aus dem Melderegister (einfache Meldere-

gisterauskunft) 
Die Meldebehörde darf, wenn eine Person zu einer an-
deren Person oder wenn eine andere als die in § 34 
Abs. 1 Satz 1 BMG oder § 35 BMG bezeichneten Stelle 
Auskunft verlangt, nur Auskunft über Familienname,  
 
Vornamen, Doktorgrad, derzeitige Anschriften und, so-
fern die Person verstorben ist, diese Tatsache, einzel 

 
ner bestimmter Personen erteilen. Die Er-teilung ist nur 
zulässig, wenn die Auskunft verlangende Person oder 
Stelle erklärt, dass die Daten nicht für Zwecke der Wer-
bung oder des Adresshandels verwendet werden, es 
sei denn, die betroffene Person hat der Übermittlung für 
jeweils diesen Zweck ausdrücklich eingewilligt. (§ 44 
Abs. 3 Satz 1 BMG) 

 
VI. Datenübermittlung an das Bundesamt für das Per-

sonalmanagement der Bundeswehr 
(§ 58 c Abs. 1 Satz 1 des Soldatengesetzes) 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über Tätigkeiten in den Streitkräften dürfen dem Bun-
desamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
jährlich zum 31. März folgende Daten zu Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit , die im nächsten  Jahr 
volljährig werden, übermittelt werden: Familienname, 
Vornamen und gegenwärtige Anschrift. 

 
Der Weitergabe der unter Ziffer I bis IV und VI genannten 
Daten kann der Betroffene widersprechen (§ 36 Abs. 2, § 
42 Abs. 3 Satz 2 und  § 50 Abs. 5 BMG) 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Die Weitergabe der unter Ziffer V genannten Daten ist nur 
dann zulässig, wenn zuvor der Betroffene ausdrücklich 
schriftlich eingewilligt hat. (§ 44 Abs. Abs. 3 Satz 1 BMG) 
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hiermit hin.  
 
Der Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister, 
Fachbereich 3 - Ordnung und Soziales -, Domäne 3, 32816 
Schieder-Schwalenberg, zu richten oder direkt bei der Mel-
debehörde der Stadt Schieder-Schwalenberg, Domäne 3 
(Zimmer 6), Schieder, einzulegen bzw. zu erteilen. Vordru-
cke für die verschiedenen Widerspruchs- und Einwilli-
gungsrechte sind bei der Meldebehörde erhältlich. 
 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte bereits 
vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 6 Monate vor einer Wahl, 
ca. 3 Monate vor einem Jubiläum, ca. 10 Monate vor Her-
ausgabe eines Adressbuches) erteilt werden dürfen. Der 
Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf Widerruf 
gültig. 
 
Schieder-Schwalenberg, den  20. Oktober 2016 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Jörg Bierwirth 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Fischereigenossenschaft Lippe 
 
482 Genossenschaftsversammlung der Fischerei-

genossenschaft Lippe 
 
Die Genossenschaftsversammlung der Fischereigenos-
senschaft Lippe wird zum  
 

Dienstag, den 06. Dezember 2016 um 18.00 Uhr 
 
in den großen Sitzungssaal des Schlosses Brake in Lem-
go, Schloßstraße 18, einberufen.  
 

Tagesordnung 
 
TOP 1: Begrüßung, Feststellung der satzungsgemäßen 

Einladung und Beschlußfähigkeit 
TOP 2: Rechenschaftsbericht des Vorstandes 
TOP 3: Kassenbericht 
TOP 4: Entlastung von Vorstand und Geschäftsführung 
TOP 5: Umlagebeschluß 2014/2015/2016 
TOP 6: Neuwahl des Vorstandes 
TOP 7: Haushaltsplan 2017/2018 
TOP 8: Verschiedenes 
 
Lemgo, den 28.10.2016 
 
 
Anke Peithmann 
Vorsitzende 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Jobcenter Lippe 
 
483 Öffentliche Zustellung von drei Widerspruchs-

bescheiden vom 23.06.2016 und einem Wider-
spruchsbescheid vom 06.07.2016 an Herrn Se-
rif Jusufi, letzte bekannte Anschrift: Dalbker 
Str. 27, 33813 Oerlinghausen 

 
An Herrn Jusufi sind am 23.06.2016 unter den drei Akten-
zeichen 1.2 – W00742/2016 und 1.2 – W00743/2016 und 
1.2 – W0744/2016 drei Widerspruchsbescheide erlassen 
worden.  
 
Des Weiteren wurde an Herrn Jusufi am 06.07.2016 unter 
dem Aktenzeichen  
1.2 W00792/2016 ein weiterer Widerspruchsbescheid er-
lassen. 
 
Die Bescheide können nicht zugestellt werden, da Herr Se-
rif Jusufi unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 werden daher die Widerspruchsbescheide 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Sie gelten 
als zugestellt, wenn seit dem Tage dieser Bekanntma-
chung mehr als zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zu-
stellung beginnt die Widerspruchsfrist, nach deren Ablauf 
Rechtsmittel grundsätzlich nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann die Bescheide beim Jobcenter Lippe, 
Standort Oerlinghausen, Wirtschaftliche Hilfen, Rathaus-
platz 5, in 33813 Oerlinghausen, Zimmer 2 während der 
üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 02.11.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Angela Gellrich 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Sparkasse Lemgo 
 
484 7. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 

des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuf-
len und Lemgoam Donnerstag, 24. November 
2016, 16.00 Uhr 

 
Die 7. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 
des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuflen und Lem-
go findet am 
 
Donnerstag, 24. November 2016, 16.00 Uhr, 
im Sitzungsraum 406-409 der Sparkasse Lemgo, 
Mittelstraße 73-79, 32657 Lemgo, 
 
statt. 
 
TOP 1: Bericht des Vorstandes zur Geschäftslage 
 
TOP 2: Wahlen 
 

a) Wahl der zweiten Stellvertreterin oder des 
zweiten Stellvertreters  
des vorsitzenden Mitgliedes der Zweckver-
bandsversammlung 

b) Wahl eines Mitgliedes der Zweckverbandsver-
sammlung,  
welches die Beschlüsse der Zweckverbands-
versammlung 
im Verhinderungsfall mit unterzeichnet 

c) Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes des  
Verwaltungsrates  
der Sparkasse Lemgo 

 
TOP 3: Verschiedenes 
 
Lemgo, 25. Oktober 2016 
 
 
Horst Bradtmüller 
Vorsitzender der Zweckverbandsversammlung 

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH 
 
485 Veröffentlichung des Jahresabschlusses 2015 

der Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH 
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4. BESTÄTIGUNGSVERMERK 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadt-
werke Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen, für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tä-
tigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu füh-
ren und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften (und den ergänzenden Regelungen im Gesell-
schaftsvertrag) sowie die Einhaltung der Pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der gesetz-
lichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ei-
ne Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht sowie 
über die Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzu-
geben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beur-
teilt werden kann, ob die Pflichten zur Rechnungslegung 
nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen 
erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht sowie für die Einhaltung 
der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 
EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-
teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter, die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze und die 
Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sachge-
recht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz 
der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und 
Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen Ein-
wendungen geführt. 
 
Bielefeld, den 23. Mai 2016 
 
DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
Kampen    Heidbrink 
Wirtschaftsprüfer   Wirtschaftsprüfer 
 
5. Hinweis auf Auslegung: 
 
Jahreabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
9.1.2017 bis 20.1.2017 im Verwaltungsgebäude der Stadt-
werke Bad Salzuflen GmbH, Zimmer 304, in der Uferstraße 
36-44 in Bad Salzuflen zur Einsicht aus.   

Kr.Bl.Lippe 10.11.2016 
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Wirtschaftsbetriebe Bad Salzuflen 
GmbH 
 
486 Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe Bad 

Salzuflen GmbH für das Geschäftsjahr 2015 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Bad Salzuflen GmbH hat am 28.09.2016 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2015 festgestellt und beschlossen, den 
Jahresfehlbetrag in Höhe von -751.083,88 Euro auf neue 
Rechnung vorzutragen. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. 
Röhricht – Dr. Schillen oHG hat  am 23. Mai 2016 folgen-
den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen, für 
das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2015 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen im Gesellschaftsvertrag liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertre-
ter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
 
 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.  
 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 

9. bis 20. Januar 2017 
 
in den Geschäftsräumen der Stadtwerke Bad Salzuflen 
GmbH, Uferstr. 36-44, 32108 Bad Salzuflen, Abteilung Fi-
nanzwesen, Raum 304, zur Einsichtnahme während der 
Geschäftszeiten aus. 
 
Volker Stammer 
 
-Geschäftsführer- 
 
Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe Bad Salzuf-
len GmbH für das Geschäftsjahr 2015 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Bad Salzuflen GmbH hat am 28.09.2016 den Konzernab-
schluss zum 31.12.2015 in Höhe von -884.483,88 Euro ge-
billigt.  
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. 
Röhricht – Dr. Schillen oHG hat  am 23. Mai 2016 folgen-
den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den von der Wirtschaftsbetriebe Bad Salzuflen 
GmbH, Bad Salzuflen, aufgestellten Konzernabschluss 
- bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, An-
hang, Kapitalflussrechnung und Eigenkapitalspiegel - und 
den Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 
01. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft. Die Aufstellung 
von Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegt in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Kon-
zernabschluss und den Konzernlagebericht abzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 



816 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Konzernabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Konzernla-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
des Konzerns sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Kon-
zernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung 
des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzie-
rungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentli-
chen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die  
 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Konzernabschlus-
ses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Konzernab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-des Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. 
Der Konzernlagebericht steht in Einklang mit dem Kon-
zernabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zu-treffend dar.“ 
 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht liegen in der 
Zeit  
 

9. bis 20. Januar 2017 
 
in den Geschäftsräumen der Stadtwerke Bad Salzuflen 
GmbH, Uferstr. 36 - 44, 32108 Bad Salzuflen, Abteilung 
Finanzwesen, Raum 304, zur Einsichtnahme während der 
Geschäftszeiten aus. 
 
Volker Stammer 
 
 
-Geschäftsführer- 
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